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KINDERBAUM 

THEMEN DIESER AUSGABE

Dezember 2022

Sehr geehrte Damen und Herren, 

kurz vor dem Jahreswechsel tut sich immer viel im Steuerrecht, und Inflation, Ener-
giepreiskrise, Krieg und Corona sorgen dafür, dass dieses Jahr ganz bestimmt keine 
Ausnahme wird. Immerhin gibt es auch positive Nachrichten für die geplagten Steu-
erzahler. In dieser Ausgabe lesen Sie daher über die folgenden Themen:

	 ALLE STEUERZAHLER 
2 	 Inflationsausgleichsgesetz ist verabschiedet	
2 	 Inflation lässt Steuereinnahmen deutlich steigen 
3 	 Energiepreispauschale für Rentner	
3 	 Höhe der Säumniszuschläge doch nicht verfassungswidrig? 
4 	 Jahressteuergesetz 2022 beschlossen 
5 	 Finanzämter wahren Weihnachtsfrieden 
5 	 Kindergeldanspruch entfällt in der Facharztausbildung 
6 	 Digitale Verkündung von Gesetzen und Verordnungen	
7 	 Kenntnis des Finanzamts von steuererheblichen Tatsachen 
8 	 Wohnungsüberlassung als Unterhaltsleistung 

	 UNTERNEHMER & EXISTENZGRÜNDER
2 	 Reduzierung der Gewerbesteuervorauszahlungen möglich 
4 	 Aufteilungsmaßstab bei gemischt genutzten Immobilien	
4 	 Offenlegungsfrist für Jahresabschluss 2021 verlängert 
5 	 Regelungen zur Unterbringung von Kriegsflüchtlingen verlängert 
7 	 Deutsche Regelung zur Umsatzsteuerorganschaft bestätigt 
8 	 Betriebsaufgabe: Wahl zwischen Sofort- und Zuflussbesteuerung 
9	 Avalprovision kann Schuldzinsen bei Überentnahmen erhöhen 
9	 Rückstellungen für Verpflichtung aus  Kundenbindungsprogramm 
10	 Änderung bei der Umsatzsteuer für Gastronomen und Landwirte	

	 ARBEITGEBER & ARBEITNEHMER
3 	 Beitragsbemessungsgrenzen 2023 
4 	 Sachbezugswerte für 2023 
6 	 Vergütung für Kennzeichenwerbung ist Arbeitslohn 
10 	Erleichterter Zugang zum Kurzarbeitergeld auch 2023 
10 	Nachträglicher Sonderausgabenabzug von Riester-Beiträgen 

	 IMMOBILIENBESITZER
4 	 Aufteilungsmaßstab bei gemischt genutzten Immobilien	
8	 Höhere Erbschaftsteuer für Immobilien?
	 diese Meldung finden Sie in der Spalte „kurz notiert“

Eine Aktion wird zur Institution

Die Aktion Kinderbaum ist in diesem außerge-
wöhnlichen Jahr besonders wichtig für viele 
Kinder und Jugendliche in Regensburg.

Nicht bei allen Familien stehen am 24. Dezember 
Geschenke unter dem Weihnachtsbaum. Auch in 
der reichen Region Regensburg gibt es Familien, 
bei denen es kein großes Weihnachtsessen gibt, 
bei denen die Geschenke sehr klein ausfallen 
oder bei denen vielleicht sogar Not und Hunger 
herrschen. Der „Kinderbaum - Regensburg“ ist 
im Rathaus der Stadt Regensburg aufgestellt 
und bedürftige Kinder können jeweils einen 
Anhänger mit ihrem Namen und dem Geschen-
kewunsch an den Baum hängen. Die Geschen-
kewünsche werden dann teilweise direkt von 
Bürgern erfüllt oder die Stadt Regensburg 
erwirbt die Geschenke aus den eingegangenen 
Spendengeldern.

Wir unterstützen den Kinderbaum Regensburg 
auch in diesem Jahr wieder, damit bedürftige 
Kinder in unserer Region ein schönes Geschenk 
zu Weihnachten bekommen.

Weitere Informationen unter 
http://www.regensburg.de/kinderbaum.
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ALLE STEUERZAHLER

INFLATIONSAUSGLEICHSGESETZ IST 
VERABSCHIEDET
Bundestag und Bundesrat haben die Steuerentlastungen durch das Inflati-
onsausgleichsgesetz deutlich aufgestockt und das Gesetz Anfang Novem-
ber verabschiedet.

Mit dem kommenden Jahreswechsel sollen die Steuerzahler deutlich mehr Geld 

in der Tasche haben. Diesen Plan setzt die Regierungskoalition mit dem Inflati-

onsausgleichsgesetz um, das Bundestag und Bundesrat Anfang November verab-

schiedet haben. In der parlamentarischen Beratung sind die Entlastungen dabei 

noch einmal deutlich aufgestockt worden.

Kern des Gesetzes ist der turnusmäßige Ausgleich der kalten Progression und die 

Anpassung von Grund- und Kinderfreibetrag an die allgemeine Preisentwicklung. 

Insbesondere beim Kindergeld hat der Bundestag deutlich nachgelegt und die 

Leistung auf 250 Euro pro Monat ab dem ersten Kind festgelegt. Ursprünglich war 

für die ersten drei Kinder nur eine Anhebung auf 237 Euro vorgesehen. Hier ist ein 

Überblick über die Änderungen durch das finale Inflationsausgleichsgesetz:

•	 Grundfreibetrag: Der auch als „steuerfreies Existenzminimum“ bekannte steuerli-

che Grundfreibetrag wird zum 1. Januar 2023 um 561 Euro auf 10.908 Euro angeho-

ben. Für 2024 ist eine weitere Anhebung um 696 Euro auf 11.604 Euro vorgesehen. 

Ursprünglich war für 2023 nur eine Anhebung um 285 Euro und für 2024 um 300 

Euro vorgesehen. Die aktuell hohe Inflationsrate hat hier zu einer deutlichen Nach-

besserung im Gesetzgebungsverfahren geführt.

•	 Steuertarif: Die sogenannten Tarifeckwerte werden entsprechend der erwarte-

ten Inflation nach rechts verschoben. Das heißt, der Spitzensteuersatz soll 2023 

bei 62.810 Euro greifen – eine Anhebung um 4.213 Euro im Vergleich zum Vorjahr 

(2022: ab 58.597 Euro). Für 2024 ist eine weitere Anhebung der Tarifgrenze um 3.951 

Euro auf dann 66.761 Euro vorgesehen. Damit wird der Effekt der kalten Progres-

sion ausgeglichen. Die sogenannte „Reichensteuer“ ab 277.836 Euro ist von dieser 

Anpassung ausgenommen und bleibt in 

2023 und 2024 unverändert.

•	 Kindergeld: Das Kindergeld wird zum 1. 

Januar 2023 für das erste, zweite und dritte 

Kind auf 250 Euro pro Monat angehoben. 

Ab dem vierten Kind gibt es schon jetzt 

250 Euro. Für das erste und zweite Kind 

entspricht das einer Anhebung um 31 Euro, für das dritte Kind um 25 Euro. Durch die 

erneute Anhebung erhalten Eltern ab 2023 für alle Kinder 250 Euro Kindergeld im 

Monat – es ist die größte Erhöhung des Kindergeldes in der Geschichte der Bundes-

republik.

•	 Kinderfreibetrag: Korrespondierend zur Anhebung des Kindergelds werden auch 

die Kinderfreibeträge für die Jahre 2022 bis 2024 angehoben, und zwar für 2022 

rückwirkend von 2.730 Euro um 80 Euro auf 2.810 Euro. In 2023 steigt der Freibetrag 

 KURZ NOTIERT
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INFLATION LÄSST STEUER-
EINNAHMEN DEUTLICH 
STEIGEN
Den Ergebnissen der neuesten Steuerschät-
zung zufolge fallen die Steuereinnahmen für 
Bund, Länder und Kommunen mit Ausnahme 
des laufenden Jahres höher aus als noch in der 
Mai-Schätzung erwartet. Die prognostizierten 
Steuereinnahmen liegen dabei vor allem in den 
Jahren 2024 bis 2026 höher. Für 2024 werden 
Mehreinnahmen von 28,3 Mrd. Euro erwartet, 
die bis 2026 auf 46,8 Mrd im Jahr ansteigen. 
Allerdings sind die Schätzungen mit Blick auf 
die hohe Unsicherheit bei der weiteren wirt-
schaftlichen Entwicklung mit großer Vorsicht 
zu genießen. Außerdem befinden sich einige 
der geplanten Entlastungsmaßnahmen für die 
Steuerzahler noch in den parlamentarischen 
Beratungen und sind in der aktuellen Schätzung 
daher noch nicht berücksichtigt. Durch diese 
Maßnahmen ist mit erheblichen Mindereinnah-
men gegenüber dem aktuellen Schätzergebnis 
zu rechnen.

REDUZIERUNG DER GEWER-
BESTEUER-VORAUSZAHLUN-
GEN MÖGLICH
Wegen der drastisch gestiegenen Energie-
kosten hat das Bundesfinanzministerium die 
Finanzämter bereits angewiesen, den beson-
ders betroffenen Steuerzahlern bei den vom 
Bund verwalteten Steuern mit verschiedenen 
Maßnahmen entgegenzukommen. Nun haben 
die Länder mit gleich lautenden Erlassen in 
Bezug auf die Gewerbesteuer zumindest teil-
weise nachgezogen. Demnach kann das Finanz-
amt bei Kenntnis veränderter Verhältnisse 
hinsichtlich des Gewerbeertrags die Anpassung 
der Gewerbesteuer-Vorauszahlungen veran-
lassen. Das gilt insbesondere für die Fälle, in 
denen das Finanzamt bereits die Einkommen-
steuer- und Körperschaftsteuervorauszahlun-
gen anpasst. Bei der Nachprüfung der Voraus-
setzungen sind bei bis zum 31. März 2023 
eingehenden Anträgen keine strengen Anfor-
derungen zu stellen. Über Anträge soll zeitnah 
entschieden werden. Auch eine rückwirkende 
Anpassung der Gewerbesteuer-Vorauszah-
lungen für das Jahr 2022 ist im Rahmen der 
Ermessensentscheidung möglich. Etwaige 
Stundungs- und Erlassanträge sind dagegen in 
der Regel an die Gemeinden zu richten, es sei 
denn, dass die Festsetzung und die Erhebung 
der Gewerbesteuer im jeweiligen Ort nicht den 
Gemeinden übertragen worden ist.

Dezember 2022
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pro Elternteil dann um 202 Euro auf 3.012 Euro und 2024 nochmals um 180 Euro auf 

3.192 Euro.

•	 Solidaritätszuschlag: Erstmals seit der Teilabschaffung des Solidaritätszuschlags 

wird der Freibetrag von bisher 16.956 Euro auf 18.130 Euro angehoben (bei Zusam-

menveranlagung 36.260 Euro statt 33.912 Euro). Die Anpassung des Freibetrags führt 

dazu, dass weiterhin nur die zehn Prozent der höchsten Einkommen dem Solidaritäts-

zuschlag unterliegen und die Inflation nicht weitere Steuerzahler dem Solidaritätszu-

schlag unterwirft.

•	 Unterhaltshöchstbetrag: Bereits zwei Mal wurde der Grundfreibetrag für dieses Jahr 

angehoben, ohne dass die sonst übliche korrespondierende Anpassung des Unter-

haltshöchstbetrags erfolgt wäre. Dies wird nun nachgeholt und der Unterhalthöchst-

betrag für 2022 steigt von 9.984 Euro auf 10.347 Euro. Außerdem wird die Anpassung 

für die Zukunft automatisiert, indem der Unterhaltshöchstbetrag künftig immer auf 

den jeweils gültigen Grundfreibetrag verweist.

•	 Steuererklärungspflicht: Die Systematik zur Ermittlung der Arbeitslohngrenzen bei 

der Befreiung von der Pflicht zur Abgabe einer Einkommensteuererklärung wird ange-

passt und bezieht sich künftig auf die Summe aus Grundfreibetrag, Arbeitnehmer-

Pauschbetrag und Sonderausgaben-Pauschbetrag. Zusammen mit der Anhebung 

der steuerlichen Eckwerte soll das Inflationsausgleichsgesetz so auch zu weniger 

Verwaltungsaufwand führen. In der Entwurfsfassung ging das Ministerium noch von 

über 270.000 Steuerzahlern aus, für die die Pflicht zur Abgabe einer Steuererklärung 

wegfällt, darunter rund 75.000 Rentner. Durch die aufgestockte Anhebung des Grund-

freibetrags dürften diese Zahlen für die finale Fassung noch höher ausfallen. 

ALLE STEUERZAHLER

ENERGIEPREISPAUSCHALE FÜR RENTNER
Viele Rentner erhalten zum 1. Dezember 2022 ebenfalls eine Energiepreis-
pauschale von 300 Euro ausgezahlt.

Nach der Verabschiedung der gesetzlichen Grundlage durch den Bundesrat erhalten 

nun auch Rentnerinnen und Rentner eine Energiepreispauschale als Einmalzahlung 

in Höhe von 300 Euro. Diese Pauschale bekommt, wer zum Stichtag 1. Dezember 

2022 Anspruch auf eine Alters-, Erwerbs-

minderungs- oder Hinterbliebenenrente der 

gesetzlichen Rentenversicherung oder auf 

Versorgungsbezüge nach dem Beamtenver-

sorgungsgesetz oder dem ersten und zwei-

ten Teil des Soldatenversorgungsgesetzes 

hat. Der Anspruch besteht nur bei einem 

Wohnsitz im Inland.

Die Energiepreispauschale wird Anfang Dezember 2022 automatisch als Einmalzah-

lung durch die Rentenzahlstellen oder die die Versorgungsbezüge zahlenden Stel-

len überwiesen. Sie unterliegt nicht der Beitragspflicht in der Sozialversicherung, ist 

aber steuerpflichtig. Ob es tatsächlich zu einer höheren steuerlichen Belastung oder 

überhaupt zu einer Steuerfestsetzung kommt, hängt jedoch von den individuellen 

Verhältnissen im Einzelfall ab.

HÖHE DER SÄUMNIS-
ZUSCHLÄGE DOCH NICHT 
VERFASSUNGSWIDRIG?
Mehrfach musste der Bundesfinanzhof bereits 
über die Aussetzung der Vollziehung von Säum-
niszuschlägen entscheiden. Es geht darum, ob 
die Höhe der Säumniszuschläge verfassungs-
widrig ist, weil sie einen anteiligen Zinscharak-
ter haben. Anders als die anderen Senate haben 
die Richter des VI. Senats keine ernstlichen 
Zweifel an deren Verfassungsmäßigkeit. Der 
VI. Senat sieht die Säumniszuschläge in erster 
Linie als Druckmittel der Finanzverwaltung, 
sodass die Verfassungswidrigkeit der bishe-
rigen Zinsregelung nicht übertragbar sei. Die 
abschließende Klärung der Frage wird damit 
noch eine Weile auf sich warten lassen.

BEITRAGSBEMESSUNGS-
GRENZEN 2023
Zum Jahreswechsel werden die Beitragsbe-
messungsgrenzen und andere Sozialversiche-
rungswerte wieder angepasst. Die den Werten 
für 2023 zugrundeliegende Lohnentwicklung 
im Jahr 2021 lag im Bundesdurchschnitt bei 3,30 %, 
nachdem die Löhne im Vorjahr pandemiebe-
dingt noch um 0,15 % gesunken waren. Daraus 
folgt nach einem Jahr des Stillstands wieder 
ein deutlicher Anstieg der Rechengrößen in der 
Sozialversicherung für 2023.
•	 Die Beitragsbemessungsgrenze in der 

Renten- und Arbeitslosenversicherung 
steigt im Westen um 3.000 Euro auf 87.600 
Euro (7.300 Euro mtl.). Im Osten steigt sie 
sogar um 4.200 Euro auf dann 85.200 Euro 
(7.100 Euro mtl.).

•	 In der knappschaftlichen Versicherung 
steigt die Bemessungsgrenze im Westen 
um 3.600 Euro auf 107.400 Euro (8.950 
Euro mtl.). Im Osten steigt die Grenze um 
4.200 Euro auf künftig 104.400 Euro (8.700 
Euro mtl.).

•	 In der Kranken- und Pflegeversiche-
rung ist die Beitragsbemessungsgren-
ze bundesweit einheitlich festgelegt und 
steigt um 1.800 Euro auf 59.850 Euro 
(4.987,50 Euro mtl.). Die Versicherungs-
pflichtgrenze steigt sogar noch stärker, 
nämlich um 2.250 Euro, und liegt dann bei 
66.600 Euro im Jahr (5.550,00 Euro mtl.).

•	 Die Bezugsgröße, die zum Beispiel für die 
Mindestbeitragsbemessungsgrundlage 
für freiwillige Mitglieder in der gesetzli-
chen Krankenversicherung relevant ist, 
erhöht sich in den alten Bundesländern 
um 1.260 Euro auf 40.740 Euro im Jahr 
(3.395 Euro mtl.). Im Osten steigt sie um 
1.680 Euro auf 39.480 Euro im Jahr (3.290 
Euro mtl.).
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Die Energiepreispauschale kann aber sehr wohl dazu führen, dass für das Jahr 

2022 erstmals oder einmalig eine Steuerveranlagung notwendig wird, wenn die 

steuerpflichtigen Einkünfte des Rentners im Jahr 2022 den Grundfreibetrag von 

10.347 Euro überschreiten. Im Gesetzgebungsverfahren gab es bereits erste 

Kritik an der Steuerpflicht der Energiepreispauschale durch die Gewerkschaft der 

Finanzbeamten, weil die Rentnerpauschale anders als die Pauschale für Erwerbs-

tätige steuersystematisch nicht die Anforderungen an steuerpflichtige Einkünfte 

erfüllt und damit nicht nur die bereits ausgelasteten Finanzämter weiter belasten, 

sondern wahrscheinlich auch zu zahlreichen Einsprüchen und Verfassungsbe-

schwerden führen wird.

Wer mehrere Renten bezieht (z.B. Altersrente und Witwenrente), erhält die Energie-

preispauschale für Rentner nur einmal. Hier kommt es also nicht zu einer Verviel-

fachung des Anspruchs durch mehrere Renten. Die Energiepreispauschale für 

Rentner ist jedoch unabhängig von der in den meisten Fällen bereits im September 

ausgezahlten Energiepreispauschale für Erwerbstätige. Diese Zahlungen schließen 

einander nicht aus, und ein Rentner mit Nebenjob kann daher für beide Pauschalen 

– insgesamt also für Zahlungen in Höhe von 600 Euro – anspruchsberechtigt sein.

Für weitere Fragen zur Energiepreispauschale ist das Bürgertelefon des Bundes-

ministeriums für Arbeit und Soziales montags bis donnerstags von 8:00 bis 20:00 

Uhr unter der Telefonnummer 030 221 911 001 erreichbar. 

IMMOBILIENBESITZER

UMSATZSTEUERLICHER AUFTEILUNGS-
MASSSTAB BEI GEMISCHT GENUTZTEN 
IMMOBILIEN
Die Finanzverwaltung hat erklärt, wann welcher Aufteilungsmaßstab für 
den Vorsteuerabzug aus Aufwendungen für gemischt genutzte Immobilien 
anzuwenden ist.

Aus Lieferungen und Leistungen, die nicht vollständig für die Erzielung umsatz-

steuerpflichtiger Umsätze verwendet werden, ist nur ein anteiliger Vorsteuerabzug 

möglich. Besonders bei den Bau- und Reparaturkosten von gemischt genutzten 

Gebäuden oder nachträglichen Installationen in gemischt genutzten Gebäuden 

streiten sich Steuerzahler und Finanzämter immer wieder gerne darüber, wie 

die Kosten korrekt aufzuteilen sind. Das 

Bundesfinanzministerium hat deshalb die 

Rechtslage und den aktuellen Stand der 

Rechtsprechung zusammengefasst und 

den Umsatzsteuer-Anwendungserlass an 

die Rechtsprechung angepasst.

Für die Bauherren kann der im EU-Recht 

vorrangig vorgesehene Umsatzschlüssel 

günstiger für die Vorsteueraufteilung sein, insbesondere wenn im gewerblichen 

Teil der Immobilie höhere Mieten erzielt werden können. Im deutschen Umsatz-

steuerrecht ist jedoch ein Umsatzschlüssel nur dann zulässig, wenn keine andere 

Aufteilungsmethode zur Verfügung steht. In der Regel kommt deshalb der Flächen-

schlüssel zur Anwendung, und schon 2012 hat der Europäische Gerichtshof auch 

bestätigt, dass es den Mitgliedsstaaten freisteht, vorrangig einen anderen Auftei-

lungsschlüssel als den Umsatzschlüssel vorzuschreiben. Voraussetzung ist nach 

INFOBRIEF

JAHRESSTEUERGESETZ 
BESCHLOSSEN
Der Bundestag hat am 2. Dezember 2022 das 
Jahressteuergesetz 2022 mit verschiedenen 
Änderungen verabschiedet. Der Bundesrat 
muss dem Gesetz noch zustimmen, was für den 
16. Dezember vorgesehen ist. Zu den zuletzt 
noch aufgenommenen Änderungen gehören 
eine Anhebung des Arbeitnehmerpauschbe-
trags um 30 Euro ab 2023 auf dann 1.230 Euro 
und Regelungen zur Besteuerung des finanziel-
len Vorteils aus der Übernahme der Dezember-
Abschlagszahlungen für Gas und Wärme durch 
den Staat. Die Steuerpflicht trifft ausschließlich 
Steuerzahler mit höheren Einkommen, die auch 
den Solidaritätszuschlag zahlen müssen.

OFFENLEGUNGSFRIST FÜR 
JAHRESABSCHLUSS 2021 
VERLÄNGERT
Viele Unternehmen – insbesondere Kapitalge-
sellschaften – sind verpflichtet, ihre Jahres-
abschlüsse innerhalb eines Jahres ab dem 
Bilanzstichtag offenzulegen oder zumindest 
zu hinterlegen. Geschieht dies nicht rechtzei-
tig oder nicht vollständig, führt das Bundesamt 
für Justiz ein Ordnungsgeldverfahren durch. 
Angesichts der anhaltenden Nachwirkungen 
der Pandemie wird das Amt jedoch in Abstim-
mung mit dem Bundesministerium der Justiz 
wie auch im Vorjahr gegen Unternehmen, 
deren gesetzliche Frist zur Offenlegung am 31. 
Dezember 2022 endet, vor dem 11. April 2023 
kein Ordnungsgeldverfahren einleiten.

SACHBEZUGSWERTE FÜR 2023
Mitte Dezember muss der Bundesrat die neuen 
Sachbezugswerte für das Jahr 2023 beschlie-
ßen. Dabei werden die Werte an die Entwicklung 
der Verbraucherpreise vom Juni 2021 bis Juni 
2022 angepasst, und entsprechend groß fällt 
die Anpassung aus. Für Mahlzeiten beträgt der 
Anstieg 6,7 %, bei Unterkünften sogar stolze 
10,0 %. Die Sachbezugswerte betragen in 2022 
voraussichtlich bundeseinheitlich
•	 für eine freie Unterkunft monatlich 265 Euro 

(2022: 241 Euro) oder täglich 8,83 Euro;
•	 für unentgeltliche oder verbilligte Mahl-

zeiten kalendertäglich 9,60 Euro (2022: 
9,00 Euro), davon entfallen 2,00 Euro auf 
ein Frühstück und je 3,80 Euro auf ein 
Mittag- oder Abendessen. Der monatliche 
Sachbezugswert beträgt 288 Euro (bisher 
270 Euro; Frühstück 60 statt 56 Euro, Mittag- 
und Abendessen 114 statt 107 Euro).

Dezember 2022
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dem Urteil lediglich, dass die gewählte Methode eine präzisere Bestimmung des 

korrekten Vorsteueranteils gewährleistet.

Dem ist der Bundesfinanzhof gefolgt und hat 2014 festgestellt, dass eine Vorsteuer-

aufteilung nach dem Umsatzschlüssel nur zulässig ist, wenn keine präzisere wirt-

schaftliche Zurechnung möglich ist. Der Flächenschlüssel schließe im Regelfall als 

präzisere Zurechnung den Umsatzschlüssel aus. Allerdings seien die Vorsteuerbe-

träge nicht nach dem Flächenschlüssel aufteilbar, wenn die Ausstattung der Räum-

lichkeiten erhebliche Unterschiede aufweist.

Wenn der Flächenschlüssel keine präzisere wirtschaftliche Zurechnung darstellt, 

gilt stattdessen die Methode, die eine genauere Aufteilung ermöglicht: Betreffen die 

Vorsteuerbeträge die mit dem Gebäude selbst erzielten Umsätze (Vermietungsum-

sätze), sei ein objektbezogener Umsatzschlüssel genauer. Wird das Gebäude hinge-

gen für die Umsätze des gesamten Unternehmens genutzt (z. B. ein Verwaltungsge-

bäude), sei ein gesamtumsatzbezogener Umsatzschlüssel gerechtfertigt, meint der 

Bundesfinanzhof.

In weiteren Urteilen haben der Europäische Gerichtshof und im Nachgang der 

Bundesfinanzhof außerdem 2016 entschie-

den, dass bei der Herstellung eines gemischt 

genutzten Gebäudes für den Vorsteuerabzug 

– im Gegensatz zu den Eingangsleistungen 

für die Nutzung, Erhaltung und Unterhaltung 

– nicht darauf abgestellt werden kann, welche 

Aufwendungen in bestimmte Teile des Gebäu-

des eingehen. Stattdessen kommt es auf die 

prozentualen Verwendungsverhältnisse des gesamten Gebäudes an. Hingegen könn-

ten Erhaltungsmaßnahmen den verschiedenen Nutzungsanteilen einfach unmittel-

bar zugeordnet werden.

Aufgrund dieser und noch einiger weiterer Urteile hat das Bundesfinanzministe-

rium die inzwischen längst überfällige Überarbeitung der Verwaltungsanweisung zu 

gemischt genutzten Gebäuden vorgenommen und die Änderungen in den Umsatz-

steuer-Anwendungserlass eingearbeitet. Damit gelten nun folgende Regeln für die 

Vorsteueraufteilung bei gemischt genutzten Gebäuden:

•	 Eingangsleistungen: Im Fall von Leistungen für die Nutzung und Erhaltung von 

gemischt genutzten Gebäuden sind die Kosten zunächst soweit möglich direkt den 

Ausgangsumsätzen zuzuordnen. Danach verbleibende Vorsteuerbeträge sind anhand 

der folgenden Vorgaben sachgerecht aufzuteilen. Wird dagegen ein gemischt genutz-

tes Gebäude angeschafft oder hergestellt, sind die gesamten auf die Anschaffungs- 

oder Herstellungskosten des Gebäudes entfallenden Vorsteuerbeträge einheitlich in 

einen abziehbaren und in einen nicht abziehbaren Teil aufzuteilen. Es ist dann ausdrück-

lich keine vorherige direkte Zuordnung von Eingangsleistungen zu den Ausgangsum-

sätzen durchzuführen.

•	 Methodenauswahl: Die Vorsteueraufteilung muss nach einem sachgerechten Auftei-

lungsschlüssel erfolgen, also nach einem Schlüssel, der für das Gebäude überhaupt 

als Aufteilungsmaßstab taugt. Kommen neben dem Gesamtumsatzschlüssel andere 

Aufteilungsschlüssel in Frage, muss ein anderer Schlüssel angewendet werden, wenn 

er ein präziseres Ergebnis liefert. Falls mehrere andere Aufteilungsschlüssel in Frage 

kommen, ist nicht zwingend die präziseste Methode anzuwenden. Die Auswahl der 

Methode trifft in diesen Fällen  der  Unternehmer.  Das   Finanzamt   kann   sie   jedoch 

ung sind grundsätzlich die Grundflächen aller Räume anzusetzen, unabhängig davon, ob 

es sich um Wohn- oder Gewerbeflächen handelt (Wohn- und Verkaufsräume, als Lager 

genutzte Keller oder Speicherräume, Tiefgarage). Es zählen aber nur die Gebäudein-

nenflächen, also z.B. nicht auch Außenstellplätze. Flächen, die zur Versorgung des 

Gebäudes verwendet oder nur gemeinsam genutzt wer-den (z. B. Technikräume, Trep-

penhaus, Fahrradabstellräume, Waschküchen), bleiben unberücksichtigt. Ebenso sind 

von vornherein nicht zum Ausbau vorgesehene Räume nicht in die Flächenberechnung 

mit einzubeziehen. Die Grundflächen sind auch bei Dachschrägen in vollem Umfang 

anzusetzen. Die Flächen von Terrassen oder Balko-nen zählen zur Hälfte. Eine alter-

native anerkannte Methode zur Flächenberechnung kann für Zwecke der Vor-steuer-

aufteilung angewandt werden, wenn die gewählte Methode auch für andere Zwecke 

angewandt wird (z.B. Mietverträge), die Flächenberechnung für das gesamte Gebäude 

einheitlich erfolgt und das Ergebnis sachgerecht ist.

•	 Beweislast: Die Feststellungslast, dass der Flächenschlüssel präziser als ein Umsatz-

schlüssel ist, liegt zwar beim Finanzamt. Das gilt jedoch nur, wenn dem Finanzamt 

alle für eine entsprechende Beurteilung erforderlichen In-formationen vorliegen. 

Liegen nicht alle erforderlichen Informationen vor oder lassen diese keine eindeutige 

REGELUNGEN ZUR UNTER-
BRINGUNG
VON KRIEGSFLÜCHTLINGEN 
VERLÄNGERT
Die Finanzverwaltung hat die im Frühjahr erlas-
senen Billigkeitsregelungen zur Unterbringung 
von Kriegsflüchtlingen aus der Ukraine um ein 
Jahr bis Ende 2023 verlängert. Das betrifft 
insbesondere die Regelungen zur erweiter-
ten Kürzung, nach denen bis Ende 2023 nicht 
geprüft wird, ob die entgeltliche Überlassung 
von möbliertem Wohnraum an Kriegsflücht-
linge aus der Ukraine den Tatbestand der 
Gewerblichkeit erfüllt. Ebenfalls verlängert 
wurden die Regelungen für Vermietungsgenos-
senschaften und Vermietungsvereine.

FINANZÄMTER WAHREN 
WEIHNACHTSFRIEDEN
Wie in den vergangenen Jahren nehmen die 
Finanzämter auch dieses Jahr wieder Rücksicht 
auf die Steuerzahler. Die genauen Regelungen 
unterscheiden sich zwischen den einzelnen 
Bundesländern, aber zumindest in den letzten 
zwei Wochen des Jahres sind die Finanzäm-
ter angewiesen, von allen Maßnahmen abzu-
sehen, die in der Weihnachtszeit als Belastung 
empfunden werden können. Insbesondere 
werden die Finanzämter in dieser Zeit keine 
Außenprüfungen ankündigen oder beginnen 
und keine Vollstreckungsmaßnahmen durch-
führen. Ausnahmen werden nur bei drohender 
Verjährung gemacht.

KINDERGELDANSPRUCH 
ENTFÄLLT IN DER 
FACHARZTAUSBILDUNG
Arbeitet ein Kind nach erfolgreich abgeschlos-
senem Medizinstudium als Vorbereitungszeit 
für die Facharztqualifikation in einer Klinik, 
dann ist ein Kindergeldanspruch während 
dieses Dienstverhältnisses ausgeschlos-
sen, wenn bei einer Gesamtbetrachtung der 
Erwerbscharakter und nicht der Ausbildungs-
charakter des Arbeitsverhältnisses im Vorder-
grund steht. Für den Bundesfinanzhof steht 
fest, dass bei der Facharztausbildung regel-
mäßig keine Berufsausbildung mehr vorliegt, 
weil im Vergleich mit der praktischen Tätigkeit 
als Arzt die theoretische Wissensvermittlung 
einen deutlich geringeren Umfang einnimmt. 
Eine Parallele zwischen der Assistenzarzttätig-
keit dem Referendariat von Juristen und Lehr-
amtskandidaten sieht der Bundesfinanzhof 
schon deshalb nicht, weil beim Referendariat 
noch kein Eintritt in einen durch den Abschluss 
ermöglichten Beruf stattgefunden hat und die 
Vergütung sich an dem Ausbildungscharakter 
und nicht an einer Erwerbstätigkeit orientiert.
ungsfrist für zulässig ansah, sofern die Folgen 
eines Fristversäumnisses verhältnismäßig 
sind.



6

www.wwkn.de

	 daraufhin überprüfen, ob sie sachgerecht ist. In Betracht kommen insbesondere ein 

objektbezogener Flächenschlüssel, ein objektbezogener Umsatzschlüssel oder ein 

Schlüssel nach dem umbauten Raum.

•	 Flächenschlüssel: Grundsätzlich erfolgt die Vorsteueraufteilung nach dem Verhält-

nis der Nutzflächen des Gebäudes (objektbezogener Flächenschlüssel), da dies nach 

Überzeugung des Fiskus regelmäßig die präzisere Aufteilungsmethode ist, aller-

dings nur, wenn sie auch sachgerecht ist.

•	 Umsatzschlüssel: Ein objektbezogener Umsatzschlüssel kommt nur in Betracht, 

wenn die Ausstattung der unterschiedlich genutzten Räume erheblich voneinan-

der abweicht (siehe unten). Nur ausnahmsweise kann in solchen Fällen auch ein 

Gesamtumsatzschlüssel zur Anwendung kommen, z. B. bei Verwaltungsgebäuden, 

die den Umsätzen des gesamten Unternehmens dienen.

•	 Umbauter Raum: Bestehen erhebliche Abweichungen in der Geschosshöhe, kann 

die Vorsteueraufteilung anstelle des Gesamtumsatzschlüssels nach dem umbau-

ten Raum in Betracht kommen, wenn diese Aufteilung eine präzisere wirtschaftliche 

Zurechnung der Vorsteuerbeträge ermöglicht. Davon kann ausgegangen werden, 

wenn die Gebäudeteile eine unterschiedliche Geschosshöhe, aber ansonsten keine 

erheblichen Unterschiede in der Ausstattung haben.

•	 Andere Schlüssel: Im Einzelfall können auch weitere Aufteilungsschlüssel sach-

gerecht sein. Beispielsweise hat der Bundesfinanzhof für den Fall einer Sporthalle 

entschieden, dass bei einer abwechselnden Nutzung des Gebäudes zu steuer-

freien und steuerpflichtigen Zwecken eine Aufteilung nach den Nutzungszeiten am 

besten geeignet ist. Eine Aufteilung anhand des Flächenschlüssels komme nicht in 

Betracht, wenn es nicht um die gleichbleibende Nutzung verschiedener Gebäudeteile 

geht, sondern um die zeitlich wechselnde Nutzung derselben Teile.

•	 Flächenberechnung: Für die Flächenberechnung sind grundsätzlich die Grundflä-

chen aller Räume anzusetzen, unabhängig davon, ob es sich um Wohn- oder Gewer-

beflächen handelt (Wohn- und Verkaufsräume, als Lager genutzte Keller oder Spei-

cherräume, Tiefgarage). Es zählen aber nur die Gebäudeinnenflächen, also z.B. nicht 

auch Außenstellplätze. Flächen, die zur Versorgung des Gebäudes verwendet oder 

nur gemeinsam genutzt werden (z. B. Technikräume, Treppenhaus, Fahrradabstell-

räume, Waschküchen), bleiben unberück-

sichtigt. Ebenso sind von vornherein nicht 

zum Ausbau vorgesehene Räume nicht in 

die Flächenberechnung mit einzubezie-

hen. Die Grundflächen sind auch bei Dach-

schrägen in vollem Umfang anzusetzen. 

Die Flächen von Terrassen oder Balkonen 

zählen zur Hälfte. Eine alternative aner-

kannte Methode zur Flächenberechnung kann für Zwecke der Vorsteueraufteilung 

angewandt werden, wenn die gewählte Methode auch für andere Zwecke angewandt 

wird (z.B. Mietverträge), die Flächenberechnung für das gesamte Gebäude einheit-

lich erfolgt und das Ergebnis sachgerecht ist.

•	 Beweislast: Die Feststellungslast, dass der Flächenschlüssel präziser als ein 

Umsatzschlüssel ist, liegt zwar beim Finanzamt. Das gilt jedoch nur, wenn dem 

Finanzamt alle für eine entsprechende Beurteilung erforderlichen Informationen 

vorliegen. Liegen nicht alle erforderlichen Informationen vor oder lassen diese keine 

DIGITALE VERKÜNDUNG VON
GESETZEN UND 
VERORDNUNGEN
Das Grundgesetz sah bis zuletzt vor, dass 
Gesetze und Rechtsverordnungen im Bundes-
gesetzblatt verkündet werden. Diese bisher 
allein verbindliche Papierfassung des Bundes-
gesetzblattes wird jetzt abgelöst durch die 
Verkündung auf einer digitalen Plattform des 
Bundes, die unter der Webadresse https://
www.recht.bund.de erreichbar sein soll. Der 
Bundestag hat mit Zweidrittelmehrheit der 
dafür notwendigen Änderung des Grundgeset-
zes zugestimmt. Um künftig auch bei Gesetzen 
eine elektronische Verkündung zu ermöglichen, 
wurde die relevante Grundgesetzvorschrift 
um einen Gesetzesvorbehalt ergänzt, der alle 
Fragen der Verkündung sowie die Form von 
Gegenzeichnung und Ausfertigung von Geset-
zen und Rechtsverordnungen umfasst. Die 
Umstellung auf die digitale Verkündung soll 
schon 2023 erfolgen.

VERGÜTUNG FÜR KENN-
ZEICHENWERBUNG IST 
ARBEITSLOHN
Ein Entgelt, das der Arbeitgeber an seine Mitar-
beiter für die Anbringung eines mit Werbung 
versehenen Kennzeichenhalters zahlt, ist durch 
das Arbeitsverhältnis veranlasst und damit 
Arbeitslohn, wenn dem mit dem Arbeitnehmer 
abgeschlossenen Werbemietvertrag kein eigen-
ständiger wirtschaftlicher Gehalt zukommt. Mit 
dieser Begründung hat der Bundesfinanzhof 
ein Urteil des Finanzgerichts Münster bestätigt 
und festgestellt, dass eine überwiegend eigen-
betriebliche Veranlassung der Zahlung regel-
mäßig ausscheidet, wenn das für die Werbung 
gezahlte Entgelt als Arbeitslohn zu beurtei-
len ist. Der Bundesfinanzhof hat jedoch auch 
ausdrücklich eingeräumt, dass eine entspre-
chende Vergütung unter den richtigen Umstän-
den kein Arbeitslohn wäre. Entscheidend ist 
die Ausgestaltung der Vertragsbeziehung. Im 
Streitfall gab es im Werbemietvertrag mit den 
Arbeitnehmern keine konkrete Vertragsge-
staltung, die die Förderung des Werbeeffekts 
sichergestellt hätte, beispielsweise durch ein 
Verbot der Werbung für andere Firmen. Außer-
dem waren die Mietverträge an das Bestehen 
eines Arbeitsverhältnisses mit dem Arbeitge-
ber geknüpft, wurden nur mit Mitarbeitern des 
Unternehmens abgeschlossen und waren bei 
der Vergütung offensichtlich auf die Ausrei-
zung der Besteuerungsfreigrenze für sonstige 
Einkünfte aus der Vermietung beweglicher 
Gegenstände ausgerichtet.
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eindeutige Beurteilung zu, ist davon auszugehen, dass der Flächenschlüssel grund-

sätzlich die präziseren Ergebnisse liefert.

•	 Ausstattungsunterschiede: Erhebliche Unterschiede in der Ausstattung können 

immer dann angenommen werden, wenn sich die Dicke der Decken und Wände oder 

die Innenausstattung erheblich voneinander unterscheiden. Dann geht der Fiskus 

nämlich davon aus, dass sich auch die Höhe des Bauaufwandes der verschiede-

nen Räume erheblich voneinander unterscheidet und die tatsächlich erzielbaren 

Mieteinnahmen deutlich voneinander abweichen. Unterschiede allein aufgrund der 

verschiedenen Nutzung, die einen ähnlichen Bauaufwand haben, sind aber für sich 

genommen noch kein erheblicher Ausstattungsunterschied. Das betrifft beispiels-

weise eine unterschiedliche Zahl und Art von Strom- und Wasseranschlüssen für 

private und gewerbliche Mieter oder den Einbau deckenhoher Ganzglastürelemente 

nur im gewerblich genutzten Gebäudeteil und normaler Fenster im Wohnbereich. 

Erheblich sind Unterschiede erst, wenn sie auch zu einem deutlich unterschiedli-

chen Bauaufwand für nur einen Gebäudeteil führen. Das ist insbesondere der Fall, 

wenn die einen Räume luxuriös, die anderen aber schlicht ausgebaut sind oder nur 

für einen Gebäudeteil ein aufwändigerer Herstellungsaufwand anfällt, z. B. traglast-

verstärkte Böden für die gewerbliche Nutzung. Auch bei einer unterschiedlichen 

Nutzung von Einrichtungen durch die Mieter (z. B. Schwimmbad, das nur durch die 

Mieter des Wohnbereichs genutzt wird) oder bei der erheblich unterschiedlichen 

Nutzung von Flächen innerhalb des Gebäudes und auf dessen Dach liegen erhebli-

che Ausstattungsunterschiede vor.

•	 Photovoltaikanlage: Eine zur Erzielung von Einnahmen genutzte Photovoltaikan-

lage, deren Kosten ertragsteuerlich zu den Anschaffungs- oder Herstellungskosten 

des Gebäudes zählen (z.B. weil sie bereits während des Baus installiert wurde), ist 

bei der Umsatzsteuer kein eigenständiges Zuordnungsobjekt mehr. Einen erhebli-

chen Ausstattungsunterschied für das gesamte Gebäude stellt die Anlage aber nur 

auf einfachen Gebäuden (Schuppen, Stall, 

Garage etc.) dar. In allen anderen Fällen 

muss die Vorsteueraufteilung zweistufig 

vorgenommen werden. In der ersten Stufe 

ist zur Ermittlung des Anteils der Dachflä-

chennutzung durch die Anlage ein objekt-

bezogener Umsatzschlüssel anzuwenden. 

Die danach auf das restliche Gebäude 

entfallenden Vorsteuerbeträge sind in der zweiten Stufe nach den allgemeinen 

Grundsätzen, also meist nach einem Flächenschlüssel, aufzuteilen.

•	 Zuordnungsmaßstab: Die jetzt veröffentlichten Vorgaben gelten vergleichbar auch 

für die Zuordnung einer gemischt genutzten Immobilie zum Unternehmen. Das ist 

insbesondere von Bedeutung für die Überprüfung, ob das Objekt zu mindestens       

10 % unternehmerisch verwendet wird, da andernfalls ein Vorsteuerabzug komplett 

ausscheidet.

Die neuen Regeln sind mit zwei Ausnahmen in allen offenen Fällen anzuwenden. Es 

gibt also auch bei bereits abgegebener und vom Finanzamt akzeptierter Umsatz-

steuerjahreserklärung keinen Vertrauensschutz, weil die Umsatzsteuerfestset-

zung in der Regel unter dem Vorbehalt der Nachprüfung steht. Nicht beanstandet 

wird lediglich, wenn sich der Unternehmer bei der Zuordnung von Photovoltaik-

anlagen, Blockheizkraftwerken oder anderen Betriebsvorrichtungen oder bei 

der Zuordnung der Baukosten zu einzelnen Verwendungsumsätzen bei erheblich 

KENNTNIS DES FINANZAMTS 
VON STEUERERHEBLICHEN 
TATSACHEN
Das Finanzgericht Münster hat festgestellt, dass 
keine Steuerhinterziehung vorliegt, wenn zwar 
pflichtwidrig keine Steuererklärung abgegeben 
wird, dem Finanzamt aber alle erforderlichen 
Informationen in Form elektronischer Lohn-
steuerbescheinigungen vorliegen. Im Streitfall 
hatte das Finanzamt erst fast zehn Jahre später 
festgestellt, dass ein Ehepaar aufgrund der 
beim Finanzamt vorliegenden Daten zur Abgabe 
einer Steuererklärung verpflichtet gewesen 
wäre, und es erließ deshalb Schätzungsbe-
scheide. Die Eheleute argumentierten dagegen 
erfolgreich vor Gericht, dass bei Kenntnis des 
Finanzamts von den steuerrelevanten Tatsa-
chen keine Steuerhinterziehung vorliegen kann 
und damit auch nicht die verlängerte Festset-
zungsfrist im Fall einer Steuerhinterziehung 
greifen kann. Das Finanzamt hat allerdings 
gegen die Entscheidung Revision beim Bundes-
finanzhof eingelegt.

DEUTSCHE REGELUNG ZUR 
UMSATZSTEUERORGAN-
SCHAFT BESTÄTIGT
Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat über 
zwei Vorlagefragen des Bundesfinanzhofs 
entschieden und dabei festgestellt, dass die 
deutschen Regelungen zur umsatzsteuer-
lichen Organschaft mit EU-Recht vereinbar 
sind. Insbesondere ist es zulässig, dass das 
Umsatzsteuergesetz den Organträger zum 
Steuerschuldner bestimmt. Die Anträge auf 
Rückerstattung der entrichteten Umsatzsteuer 
durch die klagenden Organträger werden damit 
keinen Erfolg haben. Der EuGH hat dem Gesetz-
geber jedoch trotzdem Hausaufgaben mitge-
geben, denn er hat erneut darauf hingewiesen, 
dass die deutsche Voraussetzung eines Über- 
und Unterordnungsverhältnisses in der Organ-
schaft nicht dem EU-Recht entspricht. Statt-
dessen muss auch eine Organschaft zwischen 
Schwestergesellschaften mit enger wirtschaft-
licher Verflechtung möglich sein. In diesem 
Zusammenhang hat der EuGH auch festgestellt, 
dass es für die finanzielle Eingliederung einer 
Organgesellschaft allein auf eine Mehrheitsbe-
teiligung durch den Organträger ankommt. Eine 
Mehrheit der Stimmmen muss der Organträger 
dagegen nicht haben. Schließlich hält der EuGH 
die deutsche Vorgabe, nach der jeder Teil des 
Organkreises eine eigene UStIdNr erhält und 
eine eigene Zusammenfassende Meldung abge-
ben muss, für unzulässig. Nach dem EU-Recht 
kann der ganze Organkreis für Zwecke der 
Umsatzsteuer nur eine Steuernummer haben.
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voneinander abweichender Ausstattung oder Raumhöhe auf die bisherigen Vorga-

ben beruft.

IMMOBILIENBESITZER

HÖHERE ERBSCHAFTSTEUER FÜR 
IMMOBILIEN?
Im Jahressteuergesetz 2022 sind auch Änderungen im Bewertungsrecht 
enthalten, die zu einer höheren Erbschaftsteuerbelastung für Immobilien 
führen können.

Eine zunächst nur wenig beachtete Änderung durch das Jahressteuergesetz 2022 

hat in den letzten Wochen viel Aufmerksamkeit erhalten. Es geht dabei um die 

Anpassung der Regelungen zur Verkehrswertermittlung an die neue Immobilien-

wertermittlungsverordnung (ImmoWertV) im Ertrags- und Sachwertverfahren. 

Durch die Anhebung der Nutzungsdauer der Gebäude von 70 auf 80 Jahre und die 

Anpassung des Sachwertfaktors sowie die Absenkung des Liegenschaftszinses 

können sich für die steuerliche Bewertung Wertsteigerungen von 30 % ergeben.

Diese auch in den Medien verbreitete Zahl hat viele Immobilienbesitzer aufge-

schreckt und dazu veranlasst, vor dem 

Jahreswechsel noch schnell eine Nachfol-

geregelung zu alten Werten umsetzen zu 

wollen. Dieser Impuls ist zwar verständ-

lich, aber in vielen Fällen unbegründet. 

Dazu kommt, dass es selten zu einer idea-

len Gestaltung führt, wenn man mit der 

Nachfolgeplanung so lange wartet, bis man 

durch geplante Gesetzesänderungen zu einer überhasteten Maßnahme verleitet 

wird. Zudem ist es inzwischen für eine Übertragung zu alten Werten in der Regel 

ohnehin zu spät, weil nur in Ausnahmefällen noch vor dem Jahreswechsel ein 

Notartermin zu ergattern sein wird.

Als Trost für alle Steuerzahler, die keinen Notartermin mehr bekommen haben 

oder sich einfach nur über die Änderung ärgern, gibt es aber gleich zwei Lichtbli-

cke. Da ist erstens die Art der Änderung, die für die meisten Immobilien gar keine 

Auswirkungen haben wird. Bei der Erbschaftsteuer kommen nämlich drei unter-

schiedliche Verfahren zur Ermittlung der Besteuerungsgrundlage zur Anwendung:

•	 Vergleichswertverfahren: Für Eigentumswohnungen sowie Ein- und Zweifamilien-

häuser wird der Wert in der Regel im Vergleichswertverfahren ermittelt, also anhand 

des Verkaufspreises vergleichbarer Immobilien im Umfeld. Bei diesem Verfahren 

ändert sich nichts, und da die meisten Immobilien in Privatbesitz in diese Kategorie 

fallen, ändert sich auch deren steuerlicher Wert zum Jahreswechsel nicht – einmal 

abgesehen von den üblichen Entwicklungen der aktuell stagnierenden Marktpreise.

•	 Sachwertverfahren: Wenn Vergleichswerte fehlen, weil es sich um ein Gebäude mit 

einzigartiger Bauweise handelt oder weil es für eine Immobilie auf dem Land nicht 

ausreichend Vergleichswerte gibt, kommt das Sachwertverfahren zur Anwendung. 

Hier ist neben der Verlängerung der Nutzungsdauer von 70 auf 80 Jahre, die alle mit 

diesem Verfahren bewerteten Immobilien betrifft, auch eine Anhebung des Sach-

wertfaktors vorgesehen. Allerdings kommt der höhere Sachwertfaktor nur dann zur 

BETRIEBSAUFGABE: WAHL 
ZWISCHEN SOFORT- UND 
ZUFLUSSBESTEUERUNG
Ein Unternehmer, der im Rahmen einer 
Betriebsaufgabe betriebliche Wirtschaftsgü-
ter gegen wiederkehrende Bezüge veräußert, 
kann - wie bei der Betriebsveräußerung gegen 
wiederkehrende Bezüge - zwischen der Sofort-
besteuerung und der Zuflussbesteuerung 
des daraus resultierenden Gewinns wählen. 
Mit dieser Entscheidung macht der Bundesfi-
nanzhof deutlich, dass er die Unterscheidung 
zwischen Betriebsveräußerung einerseits und 
Betriebsaufgabe mit Veräußerung von Wirt-
schaftsgütern andererseits für überholt hält, 
jedenfalls soweit es die Veräußerung gegen 
wiederkehrende Bezüge betrifft. Denn ohne 
dieses Wahlrecht auch bei einer Betriebsaufga-
be bestünde die Gefahr, dass der Rentenemp-
fänger bei Versterben vor dem Erreichen seiner 
statistischen Lebenserwartung im Fall einer 
Sofortversteuerung einen zu hohen Gewinn 
versteuern würde, was auch nicht nachträglich 
korrigiert werden kann.

WOHNUNGSÜBERLASSUNG 
ALS UNTERHALTSLEISTUNG
Der Unterhalt an den geschiedenen oder 
dauernd getrennt lebenden Ehegatten kann 
nicht nur als Geld-, sondern auch als Sach-
leistung erfolgen, oft durch Überlassung der 
gemeinsamen Wohnung. Wie die Wohnungs-
überlassung steuerlich zu berücksichtigen 
ist, hängt von den Vereinbarungen mit dem 
Partner ab. Ein Sonderausgabenabzug in Höhe 
der ortsüblichen Miete kommt nur in Frage, 
wenn der Partner dem Realsplitting zustimmt 
und die Überlassung unentgeltlich, also als 
Naturalleistung erfolgt. Die ortsübliche Miete 
ist auch dann anzusetzen, wenn die Eheleute 
unterhaltsrechtlich einen geringeren Wohn-
vorteil vereinbart haben.  Selbst dann ist die 
anzusetzende fiktive Miete jedoch noch um 
den Wohnvorteil der gemeinsamen Kinder zu 
kürzen, falls diese ebenfalls in der überlasse-
nen Wohnung leben. Dafür sieht der Bundesfi-
nanzhof einen Wohnkostenanteil von 20 % als 
gerechtfertigt an. Der Bundesfinanzhof hat jetzt 
aber außerdem entschieden, dass das Real-
splitting, also der Sonderausgabenabzug des 
Unterhalts mit Zustimmung des geschiedenen 
oder getrennt lebenden Partners, ohnehin nicht 
in Frage kommt, wenn die Wohnungsüberlas-
sung entgeltlich erfolgt, weil dann Einkünfte aus 
Vermietung und Verpachtung vorliegen, selbst 
wenn die Miete mit dem geschuldeten Barun-
terhalt verrechnet wird.
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Anwendung, wenn es keinen Regionalfaktor gibt, der normalerweise vom örtlichen 

Gutachterausschuss alle zwei Jahre festgelegt wird.

•	 Ertragswertverfahren: Das Ertragswertverfahren gilt für Gewerbeimmobilien 

und größere Mietshäuser. Auch hier machen sich die höhere Restnutzungsdauer 

und die Absenkung der Liegenschaftszinssätze bemerkbar. Zusätzlich gibt es eine 

Einschränkung bei den anzusetzenden Bewirtschaftungskosten. Wie beim Sach-

wertverfahren gilt aber, dass sich die Absenkung der Liegenschaftszinssätze nur 

bemerkbar macht, wenn der örtliche Gutachterausschuss keine regionalen Liegen-

schaftszinssätze zur Verfügung stellt.

Nicht von den Änderungen betroffen sind also die allermeisten Eigentumswoh-

nungen, Einfamilienhäuser und Doppelhaushälften. Alle anderen Immobilien sind 

in den meisten Fällen auch nur eingeschränkt betroffen (in der Regel vor allem 

von der höheren Restnutzungsdauer), weil es in praktisch allen größeren Städ-

ten und vielen kleineren Gemeinden einen örtlichen Gutachterausschuss gibt, der 

regionale Bewertungsfaktoren herausgibt, die dann auch weiterhin anzuwenden 

sind. Stark betroffen sind also primär einige ländlich gelegene Mietshäuser und 

gemischt genutzte Immobilien oder Gewerbeimmobilien sowie Villen.

Für Unternehmensvermögen und größere Privatvermögen, zu denen solche Immo-

bilien meist gehören, führt aber ohnehin eine sorgfältige und langfristig geplante 

Nachfolgeregelung zu den besten steuerlichen Ergebnissen, weil eine optimale 

Gestaltung die tatsächliche Steuerlast deutlich stärker beeinflussen kann als die 

reine Änderung des Immobilienwerts jetzt ausmachen würde. Sprechen Sie uns 

daher an, wenn die Nachfolgeplanung unter steuerlichen Gesichtspunkten für Sie 

ein Thema ist.

Der zweite Lichtblick – nicht nur für Immobilienbesitzer – ist aber, dass sich die 

Anzeichen für eine spürbare Anhebung der Erbschaftsteuerfreibeträge verdichten. 

Die Freibeträge sind nämlich seit der Erbschaftsteuerreform 2009 unverändert, 

während die Immobilienpreise im selben Zeitraum um 50 bis 120 % angestiegen 

sind. Vor allem dieser Aspekt hat dazu geführt, dass die Zahl der Erbschaftsteuer-

veranlagungen in diesem Zeitraum um ein Drittel und das Steueraufkommen um 

mehr als das Doppelte gestiegen ist. Vor allem die Zahl der erbschaftsteuerpflich-

tigen Ehepartner und Kinder, für die ohnehin die höchsten Freibeträge gelten, hat 

sich enorm erhöht, nämlich um fast 90 %.

Weil sich immer mehr Erben verschulden oder das Erbe verkaufen müssen, um die 

fällige Erbschaftsteuer zahlen zu können, sind in den letzten Jahren die Forderun-

gen nach einer Anhebung der Freibeträge lauter geworden. Einen Anlauf hat jetzt 

Bayern im Bundesrat gemacht, und die Regierungskoalition hat sich im Grundsatz 

darauf verständigt, einer koordinierten Initiative aus dem Bundesrat zu einer Anhe-

bung der Freibeträge zuzustimmen.

In aktuellen Pressemeldungen ist von einer Anhebung um 25 % die Rede, diese 

kann aber durchaus auch höher ausfallen. Wie schnell eine Anhebung der Freibe-

träge kommt, ist noch nicht klar, aber dass sie kommt, ist inzwischen sehr wahr-

scheinlich geworden. Damit kann eine Übertragung von Immobilienvermögen 

auch für die von den Anpassungen im Bewertungsrecht betroffenen Immobilien 

zu einem späteren Zeitpunkt sogar günstiger sein, wenn die Anhebung des Freibe-

trags höher ausfällt als der Wertzuwachs durch die neuen Bewertungsvorgaben. 

AVALPROVISION KANN 
SCHULDZINSEN BEI ÜBER-
ENTNAHMEN ERHÖHEN
Um die Verlagerung privater Schuldzinsen auf 
den Betrieb zu verhindern, schreibt das Gesetz 
vor, dass betriebliche Schuldzinsen nur teil-
weise abziehbar sind, wenn im Wirtschaftsjahr 
Überentnahmen getätigt wurden, also mehr 
Entnahmen erfolgt sind als an Gewinn und 
Einlagen angefallen sind. Der Bundesfinanzhof 
hat entschieden, dass Provisionen und Gebüh-
ren für ein Bankaval, also die Bürgschaft durch 
eine Bank, jedenfalls dann zu den Schuldzinsen 
zählen, wenn hierdurch die Rückzahlung von 
Fremdkapital gesichert wird, das dem Schuld-
ner zeitweise zur Nutzung überlassen wurde. 
Betroffen sind beispielsweise Tankstellen, 
die von den Mineralölunternehmen regelmä-
ßig zur Absicherung des Warenbestands und 
der verkauften Treibstoffe durch ein Bankaval 
verpflichtet werden. Dient das Aval nur der 
Absicherung der fristgerechten Zahlung für die 
überlassene Ware, liegen keine Schuldzinsen 
vor. Kann der Unternehmer dagegen den erziel-
ten Erlös bis zur Abführung an den Lieferanten 
anderweitig verwenden und muss damit weni-
ger eigene Mittel aufwenden, liegt auch eine 
Überlassung von Fremdkapital vor, die die Aval-
provisionen zu Schuldzinsen macht.

RÜCKSTELLUNGEN FÜR 
VERPFLICHTUNG AUS  KUN-
DENBINDUNGSPROGRAMM
Kundenbindungsprogramme haben sich als 
beliebtes Marketinginstrument etabliert. Die 
steuerliche Handhabung der Vergünstigun-
gen hängt aber von der Ausgestaltung des 
Programms ab. Dabei kommt es vor allem auf 
die Frage an, ob das Programm eher als Nach-
lass auf künftige Käufe anzusehen ist oder als 
Nachlass auf bereits getätigte Käufe. Hat der 
Kunde also beispielsweise nach Erreichen einer 
bestimmten Anzahl von Stempeln Anspruch 
auf ein Gratisprodukt oder eine Gratisleistung, 
wird nur dieser zukünftige Kauf rabattiert. 
Gibt das Unternehmen dagegen im Rahmen 
eines Kundenkarten- oder Kundenbindungs-
programms für jeden Kauf in Abhängigkeit von 
der Höhe des Endbetrags Bonuspunkte oder 
Gutscheine aus, die dann bei späteren Käufen 
als Zahlungsmittel einsetzbar sind, wird der 
Rabatt schon bei der Ausgabe der Treuepunkte 
gewährt. Im zweiten Fall ist nach Überzeugung 
des Bundesfinanzhofs für die am Bilanzstichtag 
noch nicht eingelösten Punkte oder Gutscheine 
eine Rückstellung für ungewisse Verbindlich-
keiten zu bilden, wenn wahrscheinlich ist, dass 
sie in Anspruch genommen werden.
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IMMOBILIENBESITZER

ÄNDERUNGEN FÜR GASTRONOMEN 
UND LANDWIRTE
Der ermäßigte Umsatzsteuersatz in der Gastronomie wird um ein weite-
res Jahr verlängert und der Durchschnittssatz für Pauschallandwirte wird 
2023 angepasst.

Mit dem Achten Gesetz zur Änderung von Verbrauchsteuergesetzen werden im 

Wesentlichen EU-Regelungen zu verbrauchsteuerpflichtigen Waren in deutsches 

Recht umgesetzt. Daneben enthält das Gesetz jedoch auch zwei wichtige Änderun-

gen bei der Umsatzsteuer für bestimmte Branchen.

•	 Gastronomie: Mit dem Gesetz wurde die 

schon länger angekündigte Verlängerung 

des ermäßigten Umsatzsteuersatzes 

für die Gastronomie umgesetzt. Damit 

unterliegen Restaurations- und Verpfle-

gungsdienstleistungen mit Ausnahme der 

Abgabe von Getränken ein weiteres Jahr 

lang, also bis zum 31. Dezember 2023, dem 

ermäßigten Umsatzsteuersatz von 7 %.

•	 Landwirte: Außerdem erfolgt durch das Gesetz die jetzt jährlich vorgesehene 

Anpassung des Durchschnittssatzes für Pauschallandwirte. Dieser reduziert sich 

von aktuell 9,5 % für 2023 auf 9,0 %. Für einen Landwirt, der große Investitionen mit 

entsprechend hohem Vorsteuerabzugspotenzial plant, lohnt sich daher möglicher-

weise der Verzicht auf die Anwendung der Durchschnittssatzbesteuerung. 

 

ERLEICHTERTER ZUGANG 
ZUM KURZARBEITERGELD 
AUCH 2023
Erneut hat das Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales die erleichterten Zugangsrege-
lungen beim Kurzarbeitergeld verlängert. Diese 
gelten nun vorerst bis zum 31. Juni 2023 weiter. 
In dieser Zeit wird auf den Aufbau negativer 
Arbeitszeitsalden verzichtet und der Antrag auf 
Kurzarbeitergeld ist bereits möglich, wenn nur 
10 % statt normal 30 % der Beschäftigten von 
Arbeitsausfall betroffen sind. Außerdem bleibt 
die Öffnung des Kurzarbeitergelds für Leih-
arbeitnehmer weiter bestehen.

NACHTRÄGLICHER 
SONDERAUSGABENABZUG 
VON RIESTER-BEITRÄGEN
Neben einer staatlichen Zulage gibt es für 
Beiträge zu einer Riester-Rente auch einen 
Sonderausgabenabzug. Dieser muss jedoch 
beantragt werden, denn nicht in allen Fällen ist 
der Sonderausgabenabzug die günstigste Alter-
native. Der Bundesfinanzhof hat dazu klarge-
stellt, dass dieses Wahlrecht auch formlos gel-
tend gemacht werden kann und nicht zwingend 
durch Abgabe der Anlage AV zur Einkommen-
steuererklärung ausgeübt werden muss. Allein 
die Übermittlung der Daten an das Finanzamt 
durch den Anbieter des Riester-Vertrags gilt 
aber noch nicht als Antrag. Außerdem muss 
das Wahlrecht vor Eintritt der Bestandskraft 
des Steuerbescheids, also spätestens im 
Einspruchsverfahren ausgeübt werden.

Rechtsstand: Dezember 2022


